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Text 

Beschluss 

§ 15. (1) Das Gericht hat am Schluss der mündlichen Verhandlung über die Zulässigkeit der 
Freiheitsbeschränkung zu entscheiden. Der Beschluss ist in der mündlichen Verhandlung zu verkünden, 
zu begründen und dem Bewohner in geeigneter, seinem Zustand entsprechender Weise zu erläutern. 

(2) Erklärt das Gericht die Freiheitsbeschränkung für zulässig, so hat es hiefür im Beschluss eine 
bestimmte, sechs Monate nicht übersteigende Frist zu setzen und die näheren Umstände sowie das 
zulässige Ausmaß der Freiheitsbeschränkung unter möglichster Schonung des Bewohners genau zu 
bestimmen. Es kann die Zulässigkeit einer Freiheitsbeschränkung erforderlichenfalls auch an Auflagen 
knüpfen. 

(3) Erklärt das Gericht die Freiheitsbeschränkung für unzulässig, so ist diese sofort aufzuheben, es 
sei denn, dass der Leiter der Einrichtung in der Verhandlung gegen diesen Beschluss einen Rekurs 
anmeldet und dass das Gericht diesem Rekurs sogleich aufschiebende Wirkung zuerkennt. Die 
Verweigerung der aufschiebenden Wirkung lässt das Rekursrecht unberührt. 

(4) Das Gericht hat, wenn die Freiheitsbeschränkung noch andauert, den Beschluss innerhalb von 
sieben Tagen schriftlich auszufertigen. Der Beschluss ist unverzüglich dem Bewohner, seinem Vertreter, 
seiner Vertrauensperson sowie dem Leiter der Einrichtung zuzustellen. 
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